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verurteilen, doch tragen nach Artikel 70 der Verfahrensordnung die Organe
in • Rechtsstreitigkeiten mit Bediensteten der Gemeinschaften ihre Kosten
selbst.

Aus diesen Gründen hat

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Jede Partei trägt ihre eigenen Auslagen.

Mackenzie Stuart Kutscher Serensen

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 19. März 1975.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident der Zweiten Kammer

Mackenzie Stuart

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS HENRI MAYRAS
VOM 25. FEBRUAR 1975 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Herr Fabrizio Gillet wurde im Jahre
1962 von der Hohen Behörde der Ge­

meinschaft für Kohle und Stahl einge­
stellt. Er hat eine glänzende, wenn auch
verhältnismäßig kurze, Karriere hinter
sich.

Er trat seinen Dienst am 15. Januar 1962
als Beamter auf Probe an und wurde

gleich recht hoch, nämlich in die Lauf­
bahngruppe A Besoldungsgruppe 4
Dienstaltersstufe 2, eingestuft.

Am darauffolgenden 15. Juli wurde er
zum Beamten auf Lebenszeit ernannt. Er

erreichte schließlich die Besoldungs-

1 — Aus dem Französischen übersetzt
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gruppe A 1 und nahm bei der Kommis­
sion leitende Funktionen wahr.

Kurz bevor am 1. Januar 1973 die drei
neuen Mitgliedstaaten den Gemeinschaf­
ten beitraten, beschloß der Rat mit Ver­
ordnung Nr. 2530 vom 4. Dezember
1972 vorübergehende Sondermaßnah­
men, um die Einstellung von Staatsan­
gehörigen dieser Staaten bei den Orga­
nen der Gemeinschaften zu erleichtern.

Damit zusammenhängend traf er die not­
wendigen Maßnahmen, um in den höch­
sten Besoldungsgruppen bestimmte Plan­
stellen freizumachen.

Artikel 2 der Verordnung bestimmt da­
her:

„Im dienstlichen Interesse und um den
Erfordernissen Rechnung zu tragen, die
sich aus dem Beitritt neuer Mitgliedstaa­
ten zu den Europäischen Gemeinschaf­
ten ergeben, werden die Organe der Ge­
meinschaften bis zum 30. Juni 1973 er­
mächtigt, gegenüber ihren Beamten der
Besoldungsgruppen A1 bis einschließ­
lich A 5 ... Maßnahmen zum endgülti­
gen Ausscheiden aus dem Dienst im
Sinne des Artikels 47 des Statuts zu tref­
fen."

Artikel 3 Absatz 1 der genannten Verord­
nung nennt die Voraussetzungen, unter
denen ein Beamter, der von einer Maß­
nahme zum endgültigen Ausscheiden aus
dem Dienst betroffen ist, Anspruch hat:
— für ein Jahr auf eine Vergütung in

Höhe seiner letzten Dienstbezüge;
— sodann für einen Zeitabschnitt, der

sich nach Lebensalter und Dienstalter

bestimmt, auf eine degressive Vergü­
tung in Höhe eines Prozentsatzes sei­
nes Grundgehalts.

Der Anspruch auf diese Vergütung er­
lischt an dem Tag, an dem der Beamte
das 65. Lebensjahr vollendet.

Nach Artikel 3 Absatz 3 wird auf die we­

gen des Ausscheidens aus dem Dienst
oder die Stellenenthebung zu zahlende

Vergütung der gemäß Artikel 82 Absatz
1 des Statuts für den Mitgliedstaat festge­
legte Berichtigungskoeffizient angewandt,
in dem der Anspruchsberechtigte nach­
weislich seinen Wohnsitz hat.

Die Vergütung wird in belgischen Fran­
ken ausgedrückt und in der Währung des
Wohnsitzlandes ausgezahlt. Sie wird aber
auf der Grundlage der in Artikel 63 Ab­
satz 3 des Statuts erwähnten Paritäten be­

rechnet, also den vom Internationalen
Währungsfonds angenommenen Paritä­
ten, die am 1. Januar 1965 gegolten ha­
ben.

Herr Gillet hatte beantragt, die vorge­
nannten Maßnahmen auf ihn anzuwen­

den. Die Kommission gab seinem Antrag
auf Ausscheiden aus dem Dienst statt.

Hinsichtlich der Höhe der ihm zu zah­

lenden Vergütung besteht jedoch eine
Meinungsverschiedenheit zwischen dem
Kläger und der Generaldirektion Perso­
nal, die in seinem Falle die in den Arti­
keln 2 und 3 der Verordnung genannten
Berechnungsmodalitäten anwandte.

Nun sieht aber Artikel 5 der Verordnung
eine Sonderregelung zugunsten der ehe­
maligen Beamten der Kohle-und Stahl­
gemeinschaft vor. Die günstigsten Bedin­
gungen gelten nach Absatz 2 dieses Arti­
kels für Beamte, die vor dem 1. Januar
1962 eine Planstelle der Besoldungs­
gruppe A 1 oder A 2 innehatten. Ihre ver­
mögensrechtlichen Ansprüche werden
nach Artikel 42 des alten Personalstatuts

der EGKS von 1956 geregelt.

Die vermögensrechtlichen Ansprüche
derjenigen Beamten, die zwar vor dem 1.
Januar 1962 eine Planstelle bei den
Dienststellen der Hohen Behörde inne­

hatten, aber noch nicht den erwähnten
Besoldungsgruppen angehörten, sind
nach Artikel 34 des früheren Personalsta­
tuts und nach Artikel 50 der Personalord­

nung der EGKS festzusetzen.

In beiden Fällen gilt aber bei Zahlung
der Vergütung in einer anderen Währung
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als in belgischen Franken der Grundsatz
des Artikels 63 des Statuts, den ich be­
reits erwähnt habe.

Herr Gillet wandte sich gegen die Art
der Berechnung der an ihn gezahlten
Stellenenthebungsvergütung und bean­
tragte, auf ihn als ehemaligen Beamten
der Gemeinschaft für Kohle und Stahl

die günstigste sich aus Artikel 42 des frü­
heren Statuts ergebende Regelung anzu­
wenden.

Hilfsweise beantragte er, zumindest Arti­
kel 34 des erwähnten Statuts auf seinen
Fall anzuwenden.

Ferner bestritt er die Anwendbarkeit von

Artikel 63 des augenblicklich geltenden
Statuts; er vertrat die Auffassung, die
Vergütung wegen endgültigen Ausschei­
dens aus dem Dienst müsse ihm in italie­

nischer Lire auf der Grundlage des tat­
sächlichen Wechselkurses am Tage der
Zahlung gewährt werden, nicht aber
nach der Währungsparität, die 1965 ge­
golten habe.

Mit Bescheid vom 7. Februar 1974 gab
die Kommission dem ersten dieser An­

träge teilweise statt, denn sie war damit
einverstanden, die Höhe der Vergütung
nach Artikel 34 des früheren Statuts fest­
zusetzen.

Der Kläger gibt sich mit dieser Lösung
nicht zufrieden. Mit seiner Klage begehrt
er die Aufhebung der in dem Bescheid
der Kommission enthaltenen Entschei­

dung. Er stellt zwei Klageanträge, die er
begründet.

Zum einen hält er es für rechtswidrig,
die Anwendung von Artikel 42 des frühe­
ren EGKS-Statuts in seinem Falle abzu­
lehnen.

Zum anderen beanstandet er nach wie

vor die Zahlung seiner Vergütung in ita­
lienischer Lire auf der Grundlage der amt­
lichen Paritäten vom 1. Januar 1965.

Er macht die Rechtswidrigkeit von Arti­
kel 5 Absatz 1 und 2 der Verordnung Nr.

2530/72 geltend und führt zur Begrün­
dung an, diese Bestimmungen behandel­
ten die ehemaligen Beamten der Gemein­
schaft für Kohle und Stahl ungleich, je
nachdem, ob sie vor oder nach dem 1.
Januar 1962 ihren Dienst aufgenommen
hätten.

Schließlich bestreitet er auch die Recht­

mäßigkeit von Artikel 99 des im Jahre
1962 erlassenen Personalstatuts der

EGKS, der für bestimmte EGKS-Be­
dienstete Ubergangsbestimmungen ent­
hielt.

Auf Grund dieser Argumentation bittet
er Sie, von der Ihnen bei Streitsachen zwi­
schen den Gemeinschaften und deren

Bediensteten zustehende Befugnis zur
unbeschränkten Ermessensnachprüfung
Gebrauch zu machen, um die Höhe sei­
ner Vergütung und seines späteren Ruhe­
gehalts auf der Grundlage festzusetzen,
die er für richtig hält.

Zum ersten Punkt schlage ich Ihnen,
meine Herren Richter, ohne zu zögern,
vor, den Klageantrag abzuweisen. Herr
Gillet rügt nämlich zunächst die Un­
gleichbehandlung, die Artikel 5 der Ver­
ordnung Nr. 2530/72 zwischen den ehe­
maligen EGKS-Beamten je nach dem
Zeitpunkt ihres Dienstantritts geschaffen
habe. Sodann beruft er sich auf vertrag­
liche Rechte, die er wegen seiner nach
dem Jahre 1962 erfolgten Beförderung in
die Besoldungsgruppe A1 erworben
habe, der er im Augenblick seines Aus­
scheidens aus dem Dienst angehörte.

Gerade in diesem Punkt erscheint mir

die Auffassung des Klägers unannehmbar
und im übrigen einer feststehenden und
ständigen Rechtsprechung des Gerichts­
hofes zu widersprechen, die auf der Na­
tur der rechtlichen Bindung zwischen
dem Beamten und den Gemeinschaftsor­

ganen beruht.

Wie ich Ihnen in den Rechtssachen Rei-

narz und Becker (verbundene Rechtssa­
chen 177/73 5/74 und Rechtssache

10/74 -Slg. 1974, 834) dargelegt habe,
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ist diese Bindung ihrem Wesen nach
nicht vertraglich, sondern durch Verord­
nung geregelt; sie ist statutarischer Natur.

Die Gemeinschaftsverwaltung darf daher
jederzeit die Regeln des Statuts so än­
dern, wie sie es im dienstlichen Interesse
für geboten hält, vorausgesetzt, daß die
Änderungen von der zuständigen Stelle,
also dem Rat, getroffen werden, sie zum
Nachteil der Bediensteten keine rückwir­
kende Kraft besitzen und ihnen nicht

der Mangel eines Ermessensmißbrauchs
anhaftet.

Einem Beamten stehen nur dann wohler­

worbene Rechte zu, wenn die anspruchs­
begründenden Tatsachen unter der Gel­
tung des früheren Statuts eingetreten
sind und zeitlich vor der von der zustän­

digen Stelle beschlossenen Änderung lie­
gen.

Im vorliegenden Fall steht aber fest, daß
sich der Kläger, der erst am 15. Januar
1962 seinen Dienst als Beamter auf

Probe der Besoldungsgruppe A4 auf­
nahm und im übrigen erst am darauffol­
genden 15. Juli zum Beamten auf Lebens­
zeit ernannt wurde, nicht auf Artikel 42
des früheren EGKS-Statuts von 1956 be­

rufen kann, dessen Rechtsvorteile nach
Artikel 5 der Verordnung Nr. 2530/72
ausdrücklich den Beamten vorbehalten

sind, die bereits vor dem 1. Januar 1962
eine Planstelle der Besoldungsgruppe A 1
oder A 2 innehatten.

Ebensowenig kann er sich, um in den
Genuß der vermögensrechtlichen An­
sprüche aus Artikel 42 des früheren Per­
sonalstatuts zu gelangen, auf die Uber­
gangsbestimmungen in Artikel 99 des
neuen Statuts von 1962 berufen, die aus­
drücklich voraussetzen, daß eine be­
stimmte Besoldungsgruppe am 31. De­
zember 1961 erreicht war.

Hinzuzufügen ist noch, daß der Kläger
mit Inkrafttreten der nach Artikel 24 des

sogenannten Fusionsvertrages vom 8.
April 1965 erlassenen Verordnung Nr.
259/68 des Rates über ein einheitliches

Statut der Beamten der Europäischen
Gemeinschaften nicht mehr unter die

Ubergangsbestimmungen fiel, die im
Jahre 1962 zugunsten der Beamten erlas­
sen worden waren, die vor dem 1. Januar
1962 nicht dem Statut von 1956 unterla­

gen.

Nach Artikel 2 letzter Unterabsatz dieser

Verordnung finden auf die letztgenann­
ten Beamten die Ubergangsbestimmun­
gen der Artikel 93 und 105 des Statuts
von 1962 keine Anwendung mehr.

Die Festsetzung der Herrn Gillet nach
dem endgültigen Ausscheiden aus dem
Dienst zustehenden Vergütungsan­
sprüche kann also aufgrund von Artikel 5
Absatz 1 der Verordnung Nr. 2530/72
nur gemäß Artikel 34 des früheren Perso­
nalstatuts vorgenommen werden, was die
Kommission im übrigen auch einge­
räumt hat.

Diese Lösung findet außerdem in dem
Urteil des Gerichtshofes vom 2. Juli
1969 in der Rechtssache 1/68 (Pasetti-
Bombardella/Kommission — Slg. 1969,
235) eine Stütze, worin Sie das Begehren
eines Beamten der Besoldungsgruppe
A 3 des früheren Statuts abwiesen, seine
vermögensrechtlichen Ansprüche nach
Artikel 42 des genannten Statuts zu re­
geln.

Des weiteren steht im vorliegenden Falle
fest, daß Herr Gillet erst am 1. August
1965 in die Besoldungsgruppe A2 auf­
rückte. Er hätte nur dann die Anwen­

dung von Artikel 42 verlangen können,
wenn er diese Besoldungsgruppe vor
dem 1. Januar 1962 erreicht hätte.

Die Rüge der Ungleichbehandlung von
Beamten, je nachdem ob sie vor einem
bestimmten Stichtag in eine der beiden
höchsten Besoldungsgruppen der Lauf­
bahngruppe A ernannt oder befördert
worden sind, entbehrt der Grundlage.
Die Rechtsvorteile, die Artikel 5 der Ver­
ordnung Nr. 2530/72 den Beamten, die
vor dem 1. Januar 1962 eine Planstelle
der genannten Besoldungsgruppen inne-
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hatten, im Gegensatz zu denen vorbehält,
die diese erst später erreicht haben, sind
die normale und rechtmäßige Folge der
Ubergangsbestimmungen, deren einziger
Zweck es war, tatsächlich erworbene
Rechte zu wahren. Der Statutgeber wurde
durch keinen dem Statut im Range vorge­
henden Rechtssatz verpflichtet, die glei­
chen Vorteile den Beamten einzuräumen,
die nach dem 1. Januar 1962 in der er­
wähnten Weise ernannt oder befördert
worden sind. Trotz der unterschiedlichen

Behandlung dieser Bediensteten liegt
keine rechtswidrige Diskriminierung vor.

Der erste Klageantrag kann demnach nur
abgewiesen werden.

Zum zweiten Antrag, die Vergütung in
italienischer Lire unter Anwendung des
Kurses auszuzahlen, der auf dem freien
Devisenmarkt zum Zeitpunkt der Uber­
weisung gilt, ist zu bemerken, daß die
Gemeinschaftsorgane trotz der seit 1965
erfolgten tiefgreifenden Veränderung der
Wechselkurse weiterhin bei Zahlungen
an ihre Beamte die Kurse zugrunde le­
gen, die auf den vom Internationalen
Währungsfonds angenommenen Paritä­
ten beruhen, welche am 1. Januar 1965
galten. Dies gilt auch noch für die Zeit
nach dem 21. Dezember 1971, als die in
Washington beschlossenen „Mittelkurse"
in Kraft traten, die von den Zentralban­
ken zur Verringerung der Schwankungs­
breite der Kurse angewandt werden, und
gilt, obwohl das Europäische Währungs­
abkommen, dessen Rechnungseinheit
der in den EGKS-Texten verwendeten

Rechnungseinheit entsprach, mit Wir­
kung vom 31. Dezember 1972 außer
Kraft getreten ist.

So wird im Falle des Klägers, der seinen
Wohnsitz in Italien genommen hat, auf
die in belgischen Franken ausgedrückte
Ubergangsvergütung wegen Ausscheidens
aus dem Dienst der Berichtigungskoeffi­
zient angewandt, der für die in Italien
dienstlich verwendeten Beamten gilt. Die
Auszahlung der Vergütung erfolgt in Lire
zu dem am 1. Januar 1965 geltenden
Wechselkurs von 12,50 Lire für 1 belgi­

schen Franken. Beispielsweise lag aber
die im Juni 1974 angewandte tatsäch­
liche Parität eindeutig über diesem Kurs
(nämlich 17,10 Lire für 1 belgischen
Franken).

Unter diesen Umständen wird das Inter­

esse des Klägers an einer Umrechnung
zu dem am Täge der Zahlung angewand­
ten Wechselkurs begreiflich.

Die Kommission vertritt die Ansicht, der
Berichtigungskoeffizient berücksichtige
nicht nur die Lebenshaltungskosten am
Ort der dienstlichen Verwendung oder
des Wohnsitzes, sondern auch den Ver­
lust, der auf die Abwertung der italieni­
schen Währung zurückzuführen sei.

Diese Auffassung ist wenig überzeugend,
denn wie sich bereits aus dem Wortlaut

von Artikel 65 des Statuts ergibt, wurde
der Berichtigungskoeffizient nur einge­
führt, um den Lebenshaltungskosten am
Ort der dienstlichen Verwendung Rech­
nung zu tragen, und für seine Festset­
zung wird nur auf diese abgestellt.

Der Kläger merkt nicht ohne Berechti­
gung an, der seinerzeit neueste Beschluß
des Rates vom 14. Mai 1973 zur Festset­

zung der Berichtigungskoeffizienten
stelle klar, daß mit der gewährten Anhe-
bung „der erhebliche Anstieg der Lebens­
haltungskosten" ausgeglichen werden
solle, der bis zum 31. Dezember 1972 in
den Mitgliedstaaten festgestellt worden
sei. Dieser Zeitpunkt liegt aber vor der
Entscheidung, die italienische Währung
„floaten" zu lassen. Der Beschluß war si­
cherlich nicht dazu bestimmt, die Folgen
dieser neuen Währungsmaßnahme auszu­
gleichen.

Dennoch halte ich Artikel 65 des Statuts

nicht für rechtswidrig, soweit seine prakti­
sche Anwendung die Bezugnahme auf
feste amtliche Paritäten verlangt. Ich
sehe nicht, daß irgendein allgemeiner
Rechtsgrundsatz die Gemeinschaftsor­
gane verpflichten könnte, unabhängig
von der Anwendung der Berichtigungsko-
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effizienten bei Zahlungen an die Beam­
ten oder ehemaligen Beamten den tat­
sächlichen Wechselkurs zu berücksichti­

gen.

Mir scheinen jedoch gewisse Vorbehalte
gegenüber dem von den erwähnten Orga­
nen angewandten System notwendig.

Unterstellt man einmal, daß der Berichti­
gungskoeffizient in gewissem Maße der
Abwertung der Währungen bestimmter
Staaten Rechnung trägt, so enthält mei­
nes Erachtens zwar nicht die für die

Ubergangsvergütung, wohl aber die für
die Versorgungsbezüge geltende Rege­
lung eine Bevorzugung der Versorgungs­
berechtigten.

Diese dürfen nämlich nach Artikel 45

des Anhangs VIII zum Statut für die Zah­
lung ihres Ruhegehalts eine andere Wäh­
rung als die des Aufenthaltslandes wäh­
len. Ein Ruhegehaltsberechtigter mit
Wohnsitz in Italien kann beispielsweise
erreichen, daß auf sein Ruhegehalt der
für Italien geltende Berichtigungskoeffi­
zient angewandt wird, auch wenn es in
belgischen Franken ausgezahlt wird.

Diese Bestimmung hat die Regelung der
vor 1962 geltenden Personalordnung der
EGKS übernommen, als für die Ruhege­
haltsberechtigten noch kein Berichti­
gungskoeffizient zur Wahl stand.

In dem von mir gewählten Beispiel reali­
siert der Ruhegehaltsberechtigte einen
Wechselkursgewinn und entzieht sich so
der an den Preisen seines Aufenthaltslan­

des ausgerichteten Stabilisierung seines
Einkommens, gleichzeitig profitiert er
aber von den für dieses Land geltenden
Erhöhungen des Berichtigungskoeffizien­
ten, wenn ich die Formulierungen des
Kontrollausschusses aufgreifen darf, der
seit 1969 regelmäßig diesen Zustand
rügt.

Diese Rechtslage führt darüber hinaus zu
einer Ungleichbehandlung von in demsel­
ben Land wohnenden Ruhegehaltsberech­
tigten, da das Ruhegehalt, je nach Sach­
lage, in der von dem Empfangsberechtig­

ten gewählten Währung ausgezahlt und
möglicherweise einem anderen als dem
Berichtigungskoeffizienten der Länder
unterliegt, in denen die Gemeinschaften
ihren vorläufigen Sitz haben. Gegebenen­
falls wird zu guter Letzt das Ruhegehalt
in belgische Währung umgetauscht.

In gewisser Hinsicht versteht man nicht,
warum dieselbe Wahlmöglichkeit dem
Kläger nicht eingeräumt wird, da doch
im übrigen auf die Ubergangsvergütung
der gemäß Artikel 82 Absatz 1 des Sta­
tuts — der zu dem die Versorgung regeln­
den Kapitel gehört — festgelegte Berich­
tigungskoeffizient angewandt wird.

In seiner Beschwerde vom 1. Oktober

1973 beantragte Herr Gillet hilfsweise,
diese Regelung für den Fall auf ihn anzu­
wenden, daß die Auszahlung nicht nach
dem tatsächlich geltenden Wechselkurs
erfolgen könne. Jedenfalls wird er sich
auf diese günstigere Regelung berufen
können, wenn er seinen Ruhegehaltsan­
spruch geltend macht.

Die für die Versorgungsbezüge maßgeb­
liche Regelung auf die degressive nach
Artikel 3 der Verordnung Nr. 2530 ge­
zahlte Vergütung anzuwenden, bedeutet
meines Erachtens gerade, in demselben
Land wohnende Empfänger dieser Vergü­
tungen ungleich zu behandeln. Das Sy­
stem der Zahlung der Ruhegehälter ist in
dem Sinne zu reformieren, daß das Ruhe­
gehalt, auf das ein Berichtigungskoeffi­
zient angewandt worden ist, in der Wäh­
rung des Landes ausgezahlt werden muß,
dessen Koeffizient zugrunde gelegt wird.

In dem Zahlungssystem der Ubergangs­
vergütungen findet sich noch eine wei­
tere Anomalie. Die Paritäten im Sinne

des Artikels 63 des Statuts, die zur Be­
rechnung der Bezüge dienen, die in einer
anderen Währung als in belgischen Fran­
ken ausgezahlt werden, weichen offen­
sichtlich von den Kursen ab, die bei den
Abrechnungsbuchungen für die Haus­
haltsausführung verwendet werden. Die
Kommission rekonvertiert auf der Grund­

lage der im Jahre 1969 festgelegten Pari­
täten den Betrag, den sie zum Wechsel-
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kurs von 1965 in belgische Franken um­
gerechnet hat. Mithin können für zwei in
derselben Währung abzuwickelnde Vor­
gänge verschiedene Kurse verwendet wer­
den: Die Dienstbezüge oder die Uber­
gangsvergütung werden bei den Ausga­
ben zu einem anderen als dem tatsäch­

lich ausgezahlten Betrag eingestellt. Das
trifft vor allem für die Beamten zu, die
ihren Dienstort in Frankreich, dem Ver­
einigten Königreich und in der Bundesre­
publik haben.

In ihrer Stellungnahme zu den Bemer­
kungen des Kontrollausschusses scheint
die Kommission tatsächlich einzuräu­

men, daß Artikel 63 in dieser Zeit man­
gelnder Währungsstabilität nicht mehr
voll dem im Jahre 1962 verfolgten
Zweck entspricht, für die Dienstbezüge
aller Beamten ohne Rücksicht auf den

Ort ihrer dienstlichen Verwendung wirk­
lich die gleiche Kaufkraft zu gewährlei­
sten.

Schließlich hat auch der Ministerrat in

seiner Antwort vom 26. April 1972 auf
die schriftliche Frage eines Abgeordneten
hin eingeräumt, daß „es ... nicht ausge­
schlossen [ist], daß die in den letzten Jah­
ren auf dem Währungssektor getroffenen
Maßnahmen die gleiche Kaufkraft der
Dienstbezüge gestört haben". Bei dieser
Gelegenheit hat er erklärt, daß er einge­
hend alle Vorschläge prüfen werde, „de­
ren Vorlage die Kommission für zweck­
mäßig hält, damit auf der Grundlage
der... Bestimmungen des Statuts eventu­
elle Nachteile beseitigt werden, welche
die Beamten in dem einen oder anderen

Land der dienstlichen Verwendung in­
folge der Änderungen von Währungspari­
täten erleiden".

Auf eine neue am 5. Juli 1973 gestellte
Frage, die in die gleiche Richtung zielte,
hat der Rat geantwortet, daß er sich hier
nicht äußern könne, da ihm die Kommis­
sion keinen diesbezüglichen Vorschlag

unterbreitet habe. Dies ist nun zumindest

merkwürdig, denn die Kommission hat
schon am 28. März 1969 vorgeschlagen,
im Zusammenhang mit den Währungspa­
ritäten das Datum des 1. Januar 1965
durch das des 1. Januar 1969 zu ersetzen.
Im übrigen hat die Kommission in ihrer
Antwort zu den vom Kontrollausschuß

zum Haushaltsjahr 1970 geäußerten Be­
denken ausgeführt, daß „dieser Vorschlag
seitdem erörtert werde".

Ferner hat die Kommission in ihrer Ant­
wort vom 9. März 1970 auf eine andere

schriftliche Anfrage einen Abgeordneten
darauf hingewiesen, daß „bei den gegen­
wärtig im Rat laufenden Erörterungen
über die Statutsrevision der Vorschlag der
Kommission geprüft werden soll, in dem
angeregt wird, zum Ausgleich der Wir­
kungen der ... eingetretenen Änderun­
gen der Währungsparitäten den 1. Januar
1965 als Stichtag durch den 1. Januar
1970 zu ersetzen".

Auf alle Fälle könnte der Rat nach Arti­

kel 152 EWG-Vertrag die Kommission
auffordern, ihm entsprechende Vor­
schläge zu unterbreiten.
Diese Erwägungen sind aber nur „de lege
ferenda" von Bedeutung.
Bei der augenblicklichen Rechtslage ist
Artikel 63 des Statuts meines Erachtens

nicht rechtswidrig, auch wenn er zu offen­
sichtlich wenig gerechten Ergebnissen
führt. Seine Anwendung auf den Fall des
Klägers scheint mir in rechtlicher Hin­
sicht völlig ordnungsgemäß. Daher kann
ich Ihnen zu meinem Bedauern nur vor­

schlagen, auch dem zweiten Klageantrag
nicht stattzugeben. Ich möchte mir aber
die Anregung gestatten, daß die Gemein­
schaftsorgane schnell die Schritte einlei­
ten, um die Rechnungseinheit, auf die
Artikel 63 abstellt, in der Weise neu zu
definieren, daß sie soweit wie möglich
den wirtschaftlichen Gegebenheiten ent­
spricht.

Nach allem beantrage ich:

— die Klage abzuweisen;
— zu erkennen, daß die Kommission gemäß Artikel 70 der Verfahrensord­

nung ihre eigenen Auslagen trägt.
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